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Trennungsrechnung

Damit Universitäten ihrem öffentlichen Auftrag der Forschung, der Lehre und des Transfers gerecht 
werden können, wird ihre Finanzierung durch staatliche Mittel garantiert. Da die Universität sowohl 
nichtwirtschaftliche (z.B. Grundlagenforschung, Lehre) als auch wirtschaftliche Tätigkeiten (z.B. Auf-
tragsforschung, Technologietransfer, Beratungsdienstleistungen) ausübt, muss laut Artikel 107 VAEU 
(Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union) zwischen den Kosten und Finanzierungen die-
ser Tätigkeiten klar und transparent getrennt werden („Trennungsrechnung“). Die Universität muss 
nachweisen, dass sie die Quersubventionierung wirtschaftlicher Tätigkeiten vermeidet. Dabei werden 
die nichtwirtschaftlichen Leistungen der Universität anhand einer Trennungsrechnung von den wirt-
schaftlichen (Dienst)Leistungen unterschieden. Bei wirtschaftlichen Leistungen müssen alle Material-, 
Personal- und Betriebskosten sowie ggf. erzielte Erlöse nach dem Vollkostenprinzip berücksichtigt wer-
den („Vollkostenrechnung“):

	» Personal

	» Büromaterial, Reisekosten, Verbrauchsmaterial…

	» Abschreibungen auf bewegliche Vermögensgegenstände

	» Nutzung von Räumen und Infrastruktur

Dies betrifft Angebote und Verträge mit außeruniversitären Institutionen und Unternehmen. Zurzeit 
wird die Vollkostenrechnung mit einem 40%igen „Gemeinkostenzuschlag“ versehen, der mit Dezernat 
VII abzustimmen ist. Soll eine pauschale Abgeltung von geistigen Eigentumsrechten (Intellectual Pro-
perty Rights, IPR) umgesetzt werden, wäre hierfür ein angemessener Zuschlag zu veranschlagen und 
dies mit dem Technologietransfer der Universität abzustimmen. Weiterhin ist zu beachten, dass solche 
Angebote und Verträge in der Regel als steuerpflichtige Projekte angelegt werden. In der Folge un-
terliegen die Leistungen der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 19%, ggfs. der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer, soweit ein Betrieb gewerblicher Art vorliegt. Unterstützung bei der Einstufung kann bei 
Dez. VII eingeholt werden.

Forschungskooperationen

Um eine Kooperation handelt es sich, wenn mindestens zwei Partner an der Konzeption und Durchfüh-
rung eines Vorhabens mitwirken. Durch die Zusammenarbeit mit der Universität wird dem Unterneh-
men dann keine staatliche Beihilfe (im Sinne einer „Querfinanzierung“) gewährt, wenn zumindest eine 
der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:

	» das beteiligte Unternehmen bzw. die außeruniversitäre Institution trägt sämtliche Kosten des Ko-
operationsprojekts (= Vollkostenrechnung)

	» die Publikation von Ergebnissen ist nicht limitiert und die Universität besitzt bei Rechten des geisti-
gen Eigentums die uneingeschränkten Eigentums-, Verfügungs- und Nutzungsrechte

	» Werden Rechte des geistigen Eigentums der Universität nicht uneingeschränkt eingeräumt (s.o.), 
können diese nur gegen ein marktübliches zusätzliches Entgelt (Vergütung des vollen wirtschaft-
lichen Nutzens) auf das oder die beteiligten Unternehmen bzw. außeruniversitären Institutionen 
übertragen werden.

Für die Universitätspraxis folgt daraus, dass der Vertrag Regelungen zu Eigentums-, Verfügungs- und 
Nutzungsrechte der Ergebnisse einer wirtschaftlichen Tätigkeit beinhalten muss. Deshalb ist eine ent-
sprechende Ausarbeitung der Kooperationsverträge wichtig, um Querfinanzierungen bzw. unerlaubte 
staatliche Beihilfen zu vermeiden. 

Wenn Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Zuge ihrer Forschung die Unterstützung der Wirt-
schaft suchen, sei es in Form z.B. einer finanziellen Zuwendung, einer gemeinsamen Forschungskoope-
ration, einer zu erbringenden Dienstleistung, einer Andienung von Forschungsergebnissen oder einer 
Nebentätigkeit, dann müssen unterschiedliche rechtliche Vorgaben und Maßnahmen beachtet werden. 
Diese können auf internationaler, nationaler, landes- und institutioneller Ebene auftreten, aber auch 
auf individueller, insbesondere arbeitsrechtlicher Ebene. Die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 
und Universitäten ist grundsätzlich erwünscht, da hierdurch u.a. die Innovationskraft der Länder ge-
steigert wird. Dennoch ist zu beachten, dass Universitäten von der öffentlichen Hand finanziert wer-
den, und sich daraus für Kooperationen mit der Wirtschaft z.B. die Problematik der unerlaubten Beihilfe 
für Unternehmen im Sinne des EU-Beihilferechts ergeben kann. Die möglichen rechtlichen Stolpersteine 
dieser Zusammenarbeit, aber auch Lösungsansätze sollen im Folgenden erläutert werden, wobei die 
rechtlichen Vorgaben nur überblicksartig zusammengefasst werden und im Einzelfall ggf. detaillierterer 
Betrachtung bedürfen.

I. EU-BEIHILFERECHT

Unter staatlicher Beihilfe im Sinne des Europäischen Beihilferechts versteht man - verkürzt - jegliche Be-
günstigungen von Unternehmen aus staatlichen Mitteln. Darunter fallen insbesondere Vorteile, für die 
im Gegenzug keine marktüblichen Gegenleistungen erbracht werden. Das können direkte und indirekte 
finanzielle Zuwendungen sein, aber auch Leistungen von Hochschulen an Unternehmen, für die Preise 
unterhalb der marktüblichen Konditionen abgerechnet werden (z.B. Materialanalysen für Unternehmen 
mit Geräten der Universität ohne marktübliche Berechnung eines Gewinnzuschlags oder gar zu vergüns-
tigten Stundensätzen). Solche „Beihilfen“ würden zu einer Wettbewerbsverzerrung (bzw. Unterminie-
rung des Marktes, Quersubventionierung) führen und sind daher nicht zulässig.
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Auftragsforschung

Universitäten betreiben auch regelmäßig Auftragsforschung. Hierbei schließen diese Verträge mit in 
der Regel privaten Auftraggebern, z.B. Pharmaunternehmen, Mineralölfirmen oder Softwarekonzernen, 
und verpflichten sich z.B. zur Durchführung und Erstellung einer wissenschaftlichen Studie. Hieraus er-
geben sich folgende Konsequenzen:

	» Wenn eine Arbeitsgruppe der Universität Forschungsdienstleistungen anbietet, prüft die Universi-
tät, ob die Bedingungen den formalen Kriterien genügen.

	» Die Auftragsinhalte werden in einem Forschungs- und Entwicklungsvertrag festgelegt. In der Regel 
erhält der Auftraggeber die Rechte an den Forschungsergebnissen, trägt aber auch das Risiko des 
Scheiterns. Die Rechte an Erfindungen werden meist gesondert geregelt.

	» Voraussetzung dafür, dass eine solche Auftragsforschung nicht als staatliche Beihilfe eingestuft 
wird, ist u.a., dass die Universität für sie eine marktübliche Vergütung erhält bzw. sämtliche anfallen-
den Kosten zuzüglich einer Gewinnspanne im Sinne einer Vollkostenrechnung (s.o.) als Preis aufstellt.

Verträge für Auftragsforschung sollen prinzipiell nach den entsprechenden Mustern (Forschungsver-
trag) abgeschlossen werden, welche auf der Homepage der Rechtsabteilung abrufbar sind. Hier erhal-
ten Sie auch weiterführende Informationen. Alle Vertragsmodelle sind vorab mit der Rechtsabteilung 
abzustimmen (Dez. I). Erläuterungen zur Kalkulation einer „marktüblichen Vergütung“ und Hilfe bei 
der Erstellung der Vollkostenrechnung erhalten Sie beim Finanzdezernat der Universität Tübingen  
(Dez. VII).

Drittmittel sind Geldzuwendungen, Sachleistungen und Gegenleistungen aus Verträgen sowie alle sons-
tigen von Dritten bereitgestellten geldwerten Vorteile für Aufgaben in Forschung und Lehre nach § 
2 Abs. 1 Landeshochschulgesetz (LHG). Dazu zählen auch Drittmittel, die durch Kooperationen oder 
Auftragsleistungen mit einem Unternehmen erworben werden. Das Angebot eines Dritten zur Bereit-
stellung von Drittmitteln ist dem Rektorat anzuzeigen. Geldzuwendungen werden in einer regulären 
Drittmittelanzeige über das Forschungs-Informations-Portal (FIT) dem Rektorat angezeigt, Sachleistun-
gen werden gesondert dem Dezernat Finanzen (Dez. VII) angezeigt. Drittmittel müssen vom Rektorat 
angenommen werden, wobei das Rektorat die Annahme abzulehnen hat, wenn sie gegen gesetzliche 
Vorschriften verstößt (siehe auch Kapitel V - Korruption). Ziel der Drittmittelrichtlinie ist es, eine kor-
rekte Einwerbung und Verwendung dieser Mittel zu gewährleisten (§ 13 Abs. 1 und 6 sowie § 41 und 
§ 41a LHG). Die jeweils aktuelle Drittmittelrichtlinie erhalten Sie beim Finanzdezernat der Universität 
Tübingen (Dez. VII).

II. DRITTMITTELRICHTLINIE DES LANDES  
BADEN-WÜRTTEMBERG
Zu den Dienstaufgaben der Hochschullehrerschaft zählen u.a. Forschung und Lehre und damit die Be-
treuung von Abschlussarbeiten, Einwerbung von Drittmitteln, Publikationen sowie die Betreuung von 
Drittmittelprojekten. Tätigkeiten außerhalb der Dienstaufgaben sind Nebentätigkeiten. Diese sind im 
Landesbeamtengesetz (LBG), §60 - §66 LBG, der Hochschulnebentätigkeitsverordnung (HNTVO) und 
Landesnebentätigkeitsverordnung (LNTVO) des Landes Baden-Württemberg sowie im § 3 Abs. 4 TV-L, 
dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder, geregelt. Grundsätzlich hat jeder Arbeitnehmer 
das Recht auf eine Nebentätigkeit (Grundrecht der freien Berufswahl). Ist die Nebentätigkeit mit einem 

zusätzlichen Einkommen oder einem geldwerten Vorteil verbunden, ist diese Tätigkeit aber für Beamte 
genehmigungs-, für Angestellte im öffentlichen Dienst anzeigepflichtig. Auch unentgeltliche Tätigkei-
ten oder Tätigkeiten, für die akademische Ehrungen o.ä. in Aussicht gestellt werden, können Interessen-
konflikte verursachen oder Pflichten verletzen und müssen daher angezeigt bzw. genehmigt werden.

III. NEBENTÄTIGKEITEN

Für Nebentätigkeiten muss ein schriftlicher Antrag an das Personaldezernat der Universität Tübingen 
gestellt werden. Der Antrag muss Informationen über die Art der Tätigkeit, die Vergütung, den zeitli-
chen Umfang und den Auftrag- oder Arbeitgeber sowie eine Stellungnahme des Einrichtungsleiters ent-
halten. Solange die rechtlichen Voraussetzungen (§§ 60 ff. LBG, HNTVO, LNTVO) erfüllt und dienstlichen 
Interessen durch die Ausübung der Nebentätigkeit nicht beeinträchtigt werden, besteht ein Rechts-
anspruch auf die Genehmigung. Jedoch kann ein Antrag auf Nebentätigkeit auch abgelehnt bzw. eine 
Nebentätigkeit untersagt werden, wenn die entsprechenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Die 
Grundvoraussetzungen für eine Genehmigung sind folgende:

	» Dienstliche und private Interessen dürfen nicht vermengt werden.

	» Nebentätigkeit und Dienstaufgaben müssen sich eindeutig unterscheiden, d.h. man kann für die 
gleiche Tätigkeit nicht zweimal vergütet werden (Korruptionsverdacht).

	» Forschungs- und Entwicklungsvorhaben können durch das daran beteiligte Personal der Universität 
nur einheitlich als Dienstaufgabe oder in Nebentätigkeit durchgeführt werden. Die Drittmittelricht-
linie verbietet es, solche Tätigkeiten in Dienstaufgabe und Nebentätigkeit zu trennen (Splittingver-
bot). Auch hier gilt, dass man nicht für die gleiche Tätigkeit zweimal vergütet werden kann.

	» Dienstliche Interessen i. S. d. § 62 Abs. 2 Landesbeamtengesetz (LBG) haben Vorrang und dürfen 
durch die Nebentätigkeit nicht beeinträchtigt werden. So dürfen Nebentätigkeiten nicht zur Reduk-
tion des Lehrdeputats führen.
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Prinzipien. So unterscheidet es z.B. in § 4 zwischen Diensterfindungen, die im Rahmen des Arbeitsver-
hältnisses entstehen, und freien Erfindungen, die außerhalb des Dienstverhältnisses entstanden sind. 
In beiden Fällen sind Beamte und Angestellte jedoch verpflichtet, diese Erfindungen dem Arbeitgeber 
nicht nur mitzuteilen, sondern diese ggf. auch zur Nutzung und Verwertung anzubieten (§§ 18, 19). Da-
neben besteht eine Pflicht zur Geheimhaltung der Erfindung gegenüber Dritten (§ 24). Kommen Beamte 
oder Angestellte diesen Pflichten gegenüber dem Dienstherrn nicht nach, können sie sich u.a. schadens-
ersatzpflichtig machen.

Für den Hochschulbereich gelten in § 42 des Arbeitnehmererfindungsgesetzes Sonderregelungen. Auf-
grund der Lehr- und Forschungsfreiheit gibt es keine unbedingte Pflicht zur Offenbarung bzw. Meldung 
einer Erfindung (§ 42 Nr. 2 ArbnErfG, negative Publikationsfreiheit); Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler können sich daher auch dafür entscheiden, eine Erfindung etwa aus wissenschaftlichen oder 
ethischen Gründen nicht zu offenbaren. In diesem Fall ruht die Meldepflicht, die Erfindung darf dann 
aber auch in keiner anderen Weise publiziert, weitergegeben oder verwertet werden. Entscheiden sich 
Wissenschaftler später doch für die Offenbarung einer Erfindung, leben die Pflichten gegenüber der 
Hochschule wieder vollumfänglich auf. Daneben besteht gem. § 42 Nr. 1 im Rahmen der Lehr- und For-
schungstätigkeit nach erfolgter Anzeige einer Erfindung gegenüber der Hochschule eine Erleichterung 
gegenüber der normalerweise geltenden Geheimhaltungspflicht (§ 24), soweit der Universität ausrei-
chend Zeit zur Patentanmeldung gegeben wurde.

Die Vergütung, die den Arbeitnehmern bei der Inanspruchnahme durch das Unternehmen zusteht (§§ 
9 bis 11 ArbnErfG), ist in § 42 für Hochschulen abweichend geregelt. Hier ist wiederum festlegt, dass 
bei einer Verwertung durch die Universität den Erfinderinnen und Erfindern 30% der durch die Verwer-
tung erzielten Einnahmen zustehen. Diese 30% können ggf. auf mehrere an der Erfindung unmittelbar 
beteiligte Personen aufgeteilt werden. Sollen Erfindungen gegenüber widerrechtlicher Nutzung von 
Dritten besonders geschützt werden, so empfiehlt sich eine Schutzrechtsanmeldung. Diese impliziert 

	» Die zeitliche Beanspruchung darf insgesamt maximal ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit betragen (§3 Arbeitszeitgesetz (ArbZG); max. 8 Stunden bei einer 40 Stunden-Woche = 
sogenannte Fünftelvermutung).

	» Ressourcen der Universität Tübingen oder des Landes Baden-Württemberg (Einrichtungen, Personal, 
Material) dürfen zur Ausübung der Nebentätigkeit grundsätzlich nicht in Anspruch genommen wer-
den. Falls dies doch erforderlich wird, kann dies nur gegen eine entsprechende Vergütung geschehen, 
die mit dem Finanzdezernat und dem Personaldezernat vorab zu klären ist.

	» Geistiges Eigentum der Universität Tübingen und die Wettbewerbsinteressen der Universität Tü-
bingen dürfen nicht verletzt werden. Hier müssen die Regelungen des Geschäftsgeheimnisgesetzes 
(GeschGehG) beachtet werden. Die Nebentätigkeit darf nicht dazu führen, dass Dritte einen früheren 
oder exklusiven Zugang zu Ergebnissen der Forschungstätigkeit an der Universität Tübingen erhal-
ten (§ 4 GeschGehG).

	» Sofern sich im Rahmen von Nebentätigkeiten Erfindungen ergeben oder Urheberrechte (z.B. bei 
Softwareentwicklungen) betroffen sind, sind diese als Diensterfindungen im Sinne des § 4 Abs. 2 
Gesetz über die Arbeitnehmererfindungen (ArbNErfG) (Aufgaben- oder Erfahrungserfindungen) der 
Universität Tübingen zuzuordnen und zu melden. 

	» Nach den beamtenrechtlichen Vorschriften und der Rechtsprechung müssen Beamte ihre volle Ar-
beitskraft dem Dienstherrn zur Verfügung stellen und diese Arbeitskraft im Interesse des Dienst-
herrn erhalten oder im Falle ihrer Einschränkung durch zumutbare Maßnahmen unverzüglich wie-
derherstellen. Darüber hinaus müssen sie ihr Amt pflichtgemäß unparteiisch, unbefangen und in 
ungeteilter Loyalität gegenüber dem Wohl der Allgemeinheit wahrnehmen und schon den Anschein 
möglicher Interessens- oder Loyalitätskonflikte vermeiden. Grundlage für das Beamtenrecht (BBG 
und LBG) bildet das Grundgesetz (Artikel 33 Absatz 5).

Ändern sich die Voraussetzungen, unter denen die Nebentätigkeit genehmigt wurde oder wird die Ne-
bentätigkeit beendet, ist das Personaldezernat der Zentralen Verwaltung zu unterrichten. Wenn eine 
Nebentätigkeit gleichzeitig mit Ablauf der Genehmigung endet, muss dies nicht gesondert mitgeteilt 
werden. Spätestens alle fünf Jahre muss der Antrag auf Nebentätigkeit wieder neu gestellt und geprüft 
werden, ob die Genehmigung zu verlängern ist, da diese lediglich befristet erteilt wird.

Weiterführende Informationen und Erläuterungen erhalten Sie beim Personaldezernat der Universität 
Tübingen (Dez. VI, Abt. VI.2). Bitte beachten Sie hier auch den Downloadbereich mit den diversen Ange-
boten zu Anträgen, Formularen und Merkblättern.

IV. GESETZ ÜBER ARBEITNEHMER- 
ERFINDUNGEN (ARBNERFG)
Werden von Beamten und Angestellten der Universität Erfindungen gemacht, ist der Umgang mit die-
sen Erfindungen durch das Gesetz über Arbeitnehmererfindungen (ArbnErfG) geregelt.

Dabei können zwei rechtliche Prinzipien einander entgegenstehen:

	» das arbeitsrechtliche Prinzip, wonach die Leistung des Arbeitnehmers mit seinem Gehalt abgegolten 
ist und weitergehende Ergebnisse dem Arbeitgeber zustehen, und

	» das erfinderrechtliche Prinzip, wonach die Rechte an einer Erfindung beim Erfinder liegen.

Das Gesetz über Arbeitnehmererfindungen vermittelt in seinen Regelungen zwischen diesen beiden 
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Weiterführende Informationen, Zuwendungsbestätigungen und weitere Mustervereinbarungen erhal-
ten Sie beim Finanzdezernat der Universität Tübingen (Dez. VII).

VI. KORRUPTION
Der Begriff der Korruption leitet sich laut dem Rechtslexikon des Juraforum.de vom lateinischen Wort 
„corruptio“ ab und bedeutet zum einen Verdorbenheit, zum anderen Bestechlichkeit. In der Rechtswis-
senschaft steht Korruption für den Missbrauch einer Funktionsstellung im politischen, privaten, juristi-
schen, wirtschaftlichen und verwaltungstechnischen Bereich, aber auch bei Organisationen und sons-
tigen nichtwirtschaftlichen Vereinigungen. Der Korruptionsbegriff ist nach der Verwaltungsvorschrift 
Korruptionsverhütung und -bekämpfung im Kern mit den dort genannten Strafvorschriften, den Beste-
chungsdelikten und weiteren „Begleitdelikten“ wie z.B. Betrug, Untreue und Urkundenfälschung, umris-
sen. Ziel der Korruption ist es, sich einen Vorteil insbesondere in Form von Zuwendungen zu verschaffen, 
auf den kein Rechtsanspruch besteht. Nach Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) sowie nach § 3 Abs. 2 
des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) gilt für Beschäftigte ein generelles Ver-
bot, Vergünstigungen anzunehmen. Neben Geld- und Sachwerten gehören zu den Zuwendungen bzw. 
Vergünstigungen auch geldwerte Leistungen - beispielsweise Gutscheine, Eintrittskarten, Einladungen 
ins Restaurant oder zu Veranstaltungen durch einen Geschäftspartner. Ausnahmen bedürfen der Zu-
stimmung des Dienstherrn (siehe unten). Für Beschäftigte gelten auch die strafrechtlichen Vorschriften 
zu Vorteilsnahme und Bestechlichkeit im Amt, §§ 331 und 332 Strafgesetzbuch (StGB).In bestimmten 
Fällen ist nach 32.6 Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums zur Durchführung beamtenrechtli-
cher Vorschriften (BeamtVwV) die Genehmigung des Dienstherren als allgemein erteilt anzusehen, zum 
Beispiel in engen Grenzen bei Bewirtungen im üblichen und angemessenen Rahmen bei dienstlichen 
Besprechungen oder Ähnlichem. Dies gilt auch bei geringfügigen Dienstleistungen, die die Durchführung 
eines Dienstgeschäfts erleichtern, etwa der Mitnahme im Taxi vom Flughafen zu einer Besprechung. 

jedoch eine Mitwirkungspflicht der Erfinderin bzw. des Erfinders zur weiteren Auskunft und evtl. auch 
zur weiteren Bearbeitung der Erfindung (§ 15). Des Weiteren besteht aber auch eine Pflicht der Univer-
sität (bzw. der Hochschule), gemeldete Erfindungen zumindest im Inland anzumelden (§ 13), sofern 
die Erfindung von der Universität nach entsprechender Vorabprüfung in Anspruch genommen wurde. 
Für den öffentlichen Dienst gelten zusätzliche Bestimmungen, wonach z.B. die Art der Verwertung im 
öffentlichen Interesse eingeschränkt werden kann (§ 40).

Weiterführende Informationen und Erläuterungen erhalten Sie beim Technologietransfer (Dez. II, Abt. 
3.2). Der Technologietransfer der Universität Tübingen ist auch die erste Anlaufstelle für Beratungen 
im Bereich Erfindungen und Annahme von Erfindungsmeldungen sowie bei allen anderen Fragen zum 
Schutz von Geistigem Eigentum.

V. SPENDEN UND SPONSORING
Spenden

Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) ist der umgangssprachliche Begriff der Spende nicht vorgesehen. 
Im juristischen Sinne handelt es sich hierbei um Schenkungen nach § 516 Abs. 1 BGB. Laut steuerrecht-
licher Definition sind Spenden freiwillige und unentgeltliche Geld- bzw. Sachzuwendungen für einen 
religiösen, wissenschaftlichen, gemeinnützigen oder politischen Zweck. Ganz wichtig ist hierbei, dass 
mit der Spende kein Leistungsaustausch vorgesehen ist bzw. damit Bedingungen verknüpft sind, denn 
Zuwendungen, für die eine Gegenleistung durch die Universität erbracht wird, stellen keine Spenden 
dar. Unternehmen verfolgen mit dem Ziel der Spende i.d.R. neben der Unterstützung auch eine Senkung 
der Steuerlast. Hierzu erhalten sie im Gegenzug eine Spendenbescheinigung (steuerrechtlich korrekt: 
Zuwendungsbestätigung). 

Eine Spendenbescheinigung kann jedoch nur bei Spenden mit gemeinnützigem Ziel ausgestellt werden, 
wozu Forschung und Lehrtätigkeiten im Allgemeinen zu zählen sind. Ansprechpartner für das Ausstel-
len einer Zuwendungsbescheinigung ist das Sekretariat des Finanzdezernats.

Vorsicht ist geboten bei der ausschließlichen Verwendung von Spenden für repräsentative Ausgaben wie 
die Bewirtung von Gästen anlässlich eines Workshops mit überwiegend auswärtiger Beteiligung, denn 
gerade für diesen Bereich gilt ein besonderer sparsamer und wirtschaftlicher Umgang mit Ressourcen. 
Es verbietet sich auch, für die Unterstützung durch Spenden aktiv Werbung zu machen (Gegenleistung). 
Es reicht völlig aus, den Spender im Programm zu erwähnen oder auf der Homepageankündigung durch 
ein Logo darzustellen (§ 10 b EStG). Eine aktive Verlinkung ist als steuerschädlich einzustufen.

Sponsoring

Das Sponsoring unterscheidet sich von Schenkungen (ugs. Spenden) dadurch, dass der Geldgeber (oder 
Gewährer eines geldwerten Vorteils) vom Empfänger eine Gegenleistung erwarten darf und zwar in 
Form von Unterstützung z.B. beim Marketing. Allerdings müssen beim Sponsoring die messbaren Leis-
tungen der beiden Partner nicht adäquat sein und das sind sie üblicherweise auch nicht, denn häufig 
bezweckt der Sponsor durch seine finanzielle Unterstützung auch eine Kontakt- und Imagepflege sowie 
eine Steigerung des Bekanntheitsgrades (siehe auch Sportvereine). Für Sponsoring gilt im Gegensatz zu 
Schenkungen (Spenden), dass keine Zuwendungsbestätigungen ausgestellt werden dürfen, da hier die 
Universität als Betrieb gewerblicher Art (BgA) agiert und alle Leistungen in vollem Umfang der derzeit 
19%igen Umsatzsteuer unterliegen. Auch ertragssteuerlich (Körperschaftssteuer, Gewerbesteuer) sind 
diese Einnahmen dann relevant.
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Auch geringwertige Aufmerksamkeiten wie einfache Jahreskalender und Kugelschreiber einfacher Art 
(sogenannte Streuartikel) gelten als genehmigt. Bargeld darf keinesfalls angenommen werden. Und 
auch kleinere Aufmerksamkeiten und Werbegeschenke, wie z.B. Taschen, Regenschirme, Taschenlampen 
und Teeboxen, müssen bei der intern zuständigen Stelle (Rektor bzw. Kanzler der Universität) angezeigt 
und dürfen nur mit deren Zustimmung angenommen werden. Sonstige Geschenke oder Bewirtungen, 
die „den Rahmen des allgemein Üblichen und Angemessenen“ überschreiten, muss die Universitätslei-
tung ausdrücklich vorab genehmigen. Ist das nicht möglich, muss die Zustimmung unverzüglich nach-
träglich beantragt werden. Diese kann mit Auflagen verbunden sein, etwa dass ein Geldbetrag in Höhe 
des geschätzten Wertes der Zuwendung an eine gemeinnützige Einrichtung gezahlt wird. Die Zustim-
mung der oder des unmittelbaren Vorgesetzten reicht übrigens nicht aus.

Bei Fachveranstaltungen werden üblicherweise Speisen und Getränke gereicht. Bei der Bewirtung gilt 
der Grundsatz der „Sozialadäquanz“. Das heißt: zulässig ist „ein übliches und angemessenes Speisen- 
und Getränkeangebot je nach Charakter der Veranstaltung“. Auch ein Essen im kleineren Kreis während 
oder nach einer Fachveranstaltung kann im Einzelfall zulässig sein. Zum Beispiel, wenn der Beschäftigte 
als Referent oder Ehrengast der Veranstaltung eingeladen wurde. Die Einladung sollte bereits über die 
Bewirtung und ein mögliches Begleitprogramm informieren. Die Teilnahme an solchen Fachveranstal-
tungen muss immer im dienstlichen Interesse stehen. Im Zweifelsfall gilt immer, auf die Einladung zu 
verzichten und die Rechnung selbst zu bezahlen. Die Finanzierung etwa von dienstlichen Reisen durch 
Unternehmen bzw. außeruniversitäre gewerblich tätige Institutionen oder die Entgegennahme von 
Geld- und Sachspenden für die dienstliche Verwendung sind im üblichen Verfahren der Drittmittelanzei-
ge anzumelden. Dies gilt nicht für Wissenschaftspreise, die mit einem Preisgeld dotiert sind, das für die 
private Verwendung vorgesehen ist. Solche Preisgelder sind vor Annahme dem Rektor anzuzeigen und 
die Prüfung der Annahmefähigkeit abzuwarten.

Weiterführende Informationen und Erläuterungen erhalten Sie bei den Dezernaten Recht (I), Personal 
(VI) und Finanzen (VII) der Universität Tübingen.
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